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Freund eine große Hilfe war. 
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tation nie zustande gekommen. Ihr Anteil kann gar nicht hoch genug eingeschätzt 
werden. In großer Dankbarkeit und Wertschätzung widme ich ihr dieses Buch. 

Mainz, im Juni 2001 Michael  Klatt 
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von Reichsgerichtsräten 
RGZ Entscheidungen des Reichsgerichts in Zivilsachen 
Rspr. Rechtsprechung 
RVO Reichsversicherungsordnung 
S. Satz; bei Literaturangaben: Seite 
s. siehe 
sächs. sächsisches 
SchR Schuldrecht 
SchuldR BT Schuldrecht Besonderer Teil 
SGB Sozialgesetzbuch 
s. o. siehe oben 
sog. sogenannt(e, er) 
std. ständige 
StGB Strafgesetzbuch 
StudK, StudKomm Studienkommentar zum BGB 
t. v. A. teilweise vertretene Auffassung 
u. und 
u. a. unter anderem 
Urt. Urteil 
u. U. unter Umständen 
v. von, vom 
v. a. vor allem 
VerwR Verwaltungsrecht 
vgl. vergleiche 
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Vorbem. Vorbemerkung 
VwVfG Verwaltungsverfahrensgesetz 
WM Wertpapier-Mitteilungen 
WuB Entscheidungssammlung zum Wirtschafts- und Bankrecht 
Ζ. (B.) zum (Beispiel) 
ZGR Zeitschrift  für Unternehmens- und Gesellschaftsrecht 
ZHB bis 1933: Zentralblatt für Handelsrecht 
ZHR Zeitschrift  für das gesamte Handels- und Wirtschaftsrecht; 
Ziff.  Ziffer 
ZIP Zeitschrift  für Wirtschaftsrecht;  bis 1982: Zeitschrift  für Wirt-

schaftsrecht und Insolvenzpraxis 
zit. zitiert 
ZPO Zivilprozeßordnung 
ZR Zivilrecht 
zust. zustimmend 
zutr. zutreffend 



Α. Einleitung 

I. Einführung in die Problemstellung 

1. Die Geschäftsführung  ohne Auftrag 

Das gesetzliche Schuldverhältnis der Geschäftsführung  ohne Auftrag ist ein 
notwendiger Bestandteil der deutschen Rechtsordnung, der aufgrund seiner weit-
reichenden Fortentwicklung heute nicht mehr entbehrt werden kann1. Dabei be-
schränkt sich der Anwendungsbereich dieses Rechtsinstituts keineswegs nur auf 
die von Kohler 1 hervorgehobene selbstlose Menschenhilfe, die um des sittlichen 
Eigenwerts willen nur von einem altruistischen Verhalten getragen ist. Schon die 
Verfasser  des BGB lehnten diese Beschränkung des Anwendungsbereichs ab3. 
Vielmehr erstreckt sich der rechtstatsächliche Anwendungsbereich der Geschäfts-
führung ohne Auftrag in der Gegenwart auf nahezu alle Rechtsbereiche, was ihr 
letztlich den Vorwurf  eines „denaturierten und konturenlosen Rechtsinstituts" ein-
gebracht hat4. Die Erweiterung des Anwendungsbereichs ist vor allem auf die be-
gehrte Rechtsfolge des Anspruchs auf Aufwendungsersatz (§ 683 S. 1 BGB5) zu-
rückzuführen,  die nicht selten zu einem als angemessen erscheinenden Instrument 
der „Umverteilung" von Verantwortlichkeiten, Kosten, Lasten und Risiken benutzt 
wird6. Versäumt wurde dabei, die seit Inkrafttreten  des Bürgerlichen Gesetzbuches 

1 Allerdings ist diese Auffassung  keineswegs selbstverständlich. Es gibt durchaus Rechts-
ordnungen, die der auftragslosen Geschäftsbesorgung zurückhaltend oder gar ablehnend ge-
genüberstehen. Vgl. für die ablehnende Haltung des Common Law: D. Henrich,  Einführung 
in das englische Privatrecht, 2. Aufl., 1993, S. 66; Wellmann,  Der Aufwendungsersatz des 
Geschäftsführers  ohne Auftrag in der Rechtsprechung der angloamerikanischen Gerichte, 
1959. Weitere Nachweise bei Erman/Ehmann,  vor § 677 Rdnr. 2. 

2 Die Menschenhülfe im Privatrecht, S. 1,42, 94 ff. 
3 Vgl. hierzu schon den Entwurf der Ersten Kommission § 749 und die Erläuterungen dazu 

in Mot. II, S. 854-857; Prot. II, S. 725-727 = Mugdan,  II, S. 1192 ff.;  vgl. auch Schubert, 
Die Beratung des Bürgerlichen Gesetzbuchs, Schuldverhältnisse III, S. 119, 130f.; auch der 
entsprechende Vorentwurf  § 233 enthielt schon keine solche Einschränkung. Vgl. v. Kübel, 
in: Schubert, Die Vorlagen der Redaktoren für die erste Kommission, Schuldverhältnisse Teil 
2, Besonderer Teil, § 233 (S. 933, 935 ff.);  vgl. auch die Auswertung der Gesetzesmaterialien 
bei Wollschläger,  GoA, S. 34-36. 

4 Vgl. Röbel  RheinZ 10, S. 89, 97, 112; Hauss,  in: Festschr. f. Weitnauer, S. 333. 
5 §§ ohne Gesetzesangabe sind solche des BGB. 
6 So die Kritik bei Erman/Ehmann,  vor § 677 Rdnr. 5 und Köndgen,  in: Rechtsgeschichte 

und Privatrechtsdogmatik, S. 371, 377 f., die sich hiermit v. a. gegen die Habilitationsschrift 
von Wollschläger,  Die Geschäftsführung  ohne Auftrag 1976, wenden. 
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unverändert gebliebenen Regelungen zur Geschäftsführung  ohne Auftrag in ihren 
dogmatischen Grundlagen einer einheitlichen und überzeugenden Klärung zuzu-
führen. In rechtssystematischer Hinsicht gehört das Rechtsinstitut der Geschäfts-
führung ohne Auftrag zu den gesetzlich begründeten Rechtsverhältnissen, weil 
seine Rechtwirkungen ohne rechtsgeschäftliches Handeln der Beteiligten „ex lege" 
eintreten. Nach dem Grundverständnis der herkömmlichen Ansicht soll allerdings 
nur das gesetzliche Schuldverhältnis der „berechtigten  Geschäftsführung  ohne 
Auftrag" entstehen können. „Berechtigt" ist sie nur, wenn die Geschäftsbesorgung 
dem Interesse und dem wirklichen oder mutmaßlichen Willen des Geschäftsherrn 
entspricht (§§ 677 i.V.m. 683 S. 1). Fehlt hingegen eine solche „Willensüberein-
stimmung", liegt eine unberechtigte Geschäftsführung  vor, die angeblich das ge-
setzliche Rechtsverhältnis der Geschäftsführung  ohne Auftrag zwischen den Betei-
ligten nicht zustande kommen läßt und auch für den „Geschäftsführer"  keine 
Pflichten begründet. Der Ausgleich zwischen den Beteiligten muß dann bei einem 
solchen rechtsdogmatischen Verständnis außerhalb des gesetzlichen Schuldverhält-
nisses der GoA gesucht werden. Dies läßt sich freilich dem Gesetzestext so nicht 
entnehmen. Diese Vorstellung ist wohl nur als Nachwirkung der römischen Quasi-
kontraktstheorie zu erklären, die allein bei vollständiger Willensübereinstimmung 
einen ausreichenden Schutz des Geschäftsherrn  vor aufgedrängter  Bereicherung 
gesehen hat7. 

2. Der minderjährige Geschäftsführer 

Handelt ein Geschäftsunfähiger  (§ 104) oder beschränkt Geschäftsfähiger  (§§2 
i.V.m. 106) als auftragloser  Geschäftsführer,  verstärken sich die dogmatischen Un-
klarheiten. Der Gedanke, daß Minderjährige des besonderen Schutzes bedürfen, 
beschränkt sich nämlich nicht nur auf den Abschluß von Rechtsgeschäften, son-
dern durchzieht die gesamte Rechtsordnung8. Im Recht der Geschäftsführung  ohne 
Auftrag findet er seinen Niederschlag in der Regelung des § 682 BGB. Die Vor-
schrift  lautet: „Ist der Geschäftsführer  geschäftsunfähig  oder in der Geschäftsfähig-
keit beschränkt, so ist er nur nach den Vorschriften  über den Schadensersatz wegen 
unerlaubter Handlungen und über die Herausgabe einer ungerechtfertigten  Berei-
cherung verantwortlich". Hinsichtlich dieser Regelung steht allerdings wohl nur 
der Normzweck fest: Die Vorschrift  schützt Geschäftsunfähige  oder beschränkt 
Geschäftsfähige,  wenn sie als auftraglose Geschäftsführer  tätig sind9. Wie aber 

7 Vgl. dazu Wollschlägen  GoA, S. 45. 
s Vgl. bspw. für das Strafrecht:  § 19 StGB und §§ 3 und 5 Abs. 2 JGG; für das Arbeits-

recht: Beschäftigungsverböte in §§ 5, 7 und 22 ff.  JArbSchG; im Verfahrensrecht:  §§ 51 f. 
(Prozeßfähigkeit),  393, 455 ZPO; § 12 VwVfG; § 11 SGB X; § 36 S GB I; im Gefahren-
abwehrrecht: Gesetz zum Schutze der Jugend in der Öffentlichkeit  (BGBl. I S. 425), Gesetz 
über die Verbreitung jugendgefährdender  Schriften (BGBl. IS. 1817). 

9 Vgl. nur MünchKomm/Seiler,  § 682 Rdnr. 1. 
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einem wirksamen Minderjährigenschutz Rechnung zu tragen ist, wird durch die 
Regelung in § 682 nicht eindeutig gesagt. Daraus erklären sich die unterschied-
lichen Interpretationsmöglichkeiten dieser Norm. Hier stellt sich vor allem die Fra-
ge, ob etwa allgemein Geschäftsfähigkeit  des Geschäftsführers  Voraussetzung für 
die Entstehung des Schuldverhältnisses der Geschäftsführung  ohne Auftrag ist und 
ein Minderjähriger zur Geschäftsbesorgung i. S. der §§ 677 ff.  in analoger Anwen-
dung der §§ 104 ff.  der Zustimmung seines gesetzlichen Vertreters bedarf.  Gestützt 
wird diese verbreitete Ansicht10 im wesentlichen auf den nach §§ 677, 687 Abs. 1 
erforderlichen  Fremdgeschäftsführungswillen  des Geschäftsführers,  mit dessen 
Hilfe man sodann eine „Brücke" zu den geschäftsähnlichen Handlungen zu schla-
gen versucht. Erst dadurch wird eine Analogie zu den §§ 104 ff.  möglich und 
scheinbar notwendig. Die Vorstellung vom „Rechtsgeschäft" der Geschäftsführung 
ohne Auftrag ist längst überholt11. So einleuchtend die Anknüpfung an ein Zustim-
mungserfordernis  zur Verwirklichung des Minderjährigenschutzes auf den ersten 
Blick erscheinen mag, ist dies bei näherem Zusehen jedoch weder unter dogmati-
schen noch unter tatsächlichen Gesichtspunkten stimmig. Liegen die Voraussetzun-
gen der berechtigten Geschäftsführung  ohne Auftrag vor, so entsteht kraft  Gesetzes 
ein Aufwendungsersatzanspruch  für den Geschäftsführer.  Dieser auch für einen 
minderjährigen Geschäftsführer  „ipso jure" entstehende Anspruch würde aufgrund 
jener Ansicht vom Ermessen (Willen) des gesetzlichen Vertreters abhängen. Hinzu 
kommt das Problem, daß bei dieser dogmatischen Konstruktion der Geschäftsun-
fähige als Geschäftsführer  einer Geschäftsführung  ohne Auftrag gar nicht mehr in 
Frage kommt. Denn auch in der Rechtsgeschäftslehre sind seine Willenserklärun-
gen von vornherein nichtig (§ 105 Abs. 1) und können nicht nachträglich durch 
Zustimmung des Vertretungsberechtigten wirksam werden. Die Nichtigkeit als 
Rechtsfolge seiner mangelnden Geschäftsfähigkeit  kann die Zustimmung des Ver-
tretungsberechtigten nicht heilen. Ihm läßt sich daher streng genommen trotz des 
gesetzlichen Tatbestands einer „berechtigten GoA" kein Aufwendungsersatz-
anspruch zubilligen. Daneben stellt sich aber allgemein unter rechtsdogmatischem 
Gesichtspunkt die Frage, ob zur Entstehung eines gesetzlich begründeten Rechts-
verhältnisses zusätzlich ein rechtsgeschäftliches Zustimmungserfordernis  notwen-
dig sein kann. 

Abgesehen von diesen dogmatischen Schwierigkeiten verhilft  die gekennzeich-
nete Lösung auch nicht ohne weiteres dem Minderjährigenschutz zum Erfolg. Viel-
mehr gerät die herrschende Lehre erneut in Schwierigkeiten. Liegt nämlich die Zu-
stimmung des Vertretungsberechtigten vor, soll nach der herkömmlichen Lehre der 
Minderjährige einem geschäftsfähigen  Geschäftsführer  in der Verantwortlichkeit 

1 0 Vgl. nur Soergel/Hefermehl,  (11. Aufl.), vor § 104 Rdnr. 21; MünchKomm/Kramer, 
vor § 116 Rdnr. 33; AK-Joerges,  § 682 Rdnr. 1; Wollschläger,  GoA, § 18 V, Fn. 104. 

11 So noch in früherem Schrifttum, vgl. Zimmermann,  Aechte und unächte negotiorum ge-
stio, S. 7; Endemann,  BGB, S. 178; Baring , Sächs. Archiv, S. 534 ff.;  Gräfenkämper,  Ansprü-
che des auftraglosen Geschäftsführers,  S. 52; Rehbein,  BGB AT, S. 104; Lent,  Der Begriff  der 
Auftraglosen Geschäftsführung,  S. 53 f.; Hellmann,  Willenserklärung nach BGB, S. 441. 




